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329. Kundmachung: Anwendung des Abkommens zwischen der Republik Österreich und den
Vereinten Nationen über den Amtssitz der Organisation der Vereinten
Nationen für Industrielle Entwicklung auf die Planungs- und Koordinie-
rungseinheit der Vereinten Nationen

330. Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und dem Ministerrat der Sozia-
listischen Republik der Burmesischen Union über den Luftverkehr

3 2 9 . Kundmachung des Bundesministers
für Auswärtige Angelegenheiten vom 28. Juni
1978 betreffend die Anwendung des Ab-
kommens zwischen der Republik Österreich
und den Vereinten Nationen über den Amts-
sitz der Organisation der Vereinten Natio-
nen für industrielle Entwicklung auf die
Planungs- und Koordinierungseinheit der

Vereinten Nationen

Auf Grund des § 2 Abs. 2 des Bundesgesetzes
über das Bundesgesetzblatt, BGBl. Nr. 293/1972,
wird folgendes kundgemacht:

Durch einen Notenwechsel zwischen dem Bun-
desminister für Auswärtige Angelegenheiten und

dem Generalsekretär der Vereinten Nationen
wunde festgestellt, daß die vom Generalsekretär
der Vereinten Nationen in Wien errichtete Pla-
nungs- und Koordinierungseinheit als Amt der
Vereinten Nationen im Sinne des Abschnittes 45
des Abkommens zwischen der Republik Öster-
reich und den Vereinten Nationen über den
Amtssitz der Organisation der Vereinten Natio-
nen für industrielle Entwicklung, BGBl. Nr. 245/
1967, anzusehen ist.

Die Note des Generalsekretärs der Vereinten
Nationen lautet in ihrem diesbezüglichen Ab-
schnitt wie folgt:

(Übersetzung)

„Ich gehe davon aus, daß die oben erwähnte
Planungs- und Koordinierungseinheit von der
österreichischen Regierung als ein Amt der Ver-
einten Nationen angesehen wird, welches unter
die Bestimmungen des Abschnittes 45 des Ab-
kommens zwischen den Vereinten Nationen und
der Republik Österreich über den Amtssitz der
Organisation der Vereinten Nationen für indu-
strielle Entwicklung vom 13. April 1967 fällt,
und daß demnach dieser Einheit und ihrem Per-
sonal die Privilegien und Immunitäten, die in
dem zitierten Abkommen niedergelegt sind, ein-
geräumt werden."

Die Antwortnote des Bundesministers für Auswärtige Angelegenheiten lautet in ihrem
entsprechenden Abschnitt wie folgt:

(Übersetzung)

„Ich beehre mich zu bestätigen, daß die öster-
reichische Regierung der in Ihrem Schreiben aus-
gedrückten Auffassung zustimmt, derzufolge diese
Einheit als ein Amt der Vereinten Nationen an-
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gesehen wird, welches unter die Bestimmungen
des Abschnitts 45 des Abkommens zwischen den
Vereinten Nationen und der Republik Österreich
über den Amtssitz der Organisation der Ver-
einten Nationen für industrielle Entwicklung vom
13. April 1967 fällt."

Pahr

330.
(Übersetzung)

ABKOMMEN ZWISCHEN DER ÖSTER-
REICHISCHEN BUNDESREGIERUNG
UND DEM MINISTERRAT DER SOZIA-
LISTISCHEN REPUBLIK DER BURMESI-
SCHEN UNION ÜBER DEN LUFTVER-

KEHR

Die Österreichische Bundesregierung und der
Ministerrat der Sozialistischen Republik der Bur-
mesischen Union,

Als Vertragsparteien des Abkommens über die
Internationale Zivilluftfahrt, das am 7. Dezem-
ber 1944 in Chicago zur Unterzeichnung auf-
gelegt wurde,

Und vom Wunsche geleitet, ein zusätzliches Ab-
kommen zu dieser Konvention zum Zwecke der
Errichtung von Fluglinien zwischen ihren
Hoheitsgebieten und darüber hinaus abzuschlie-
ßen,

Sind wie folgt übereingekommen:

ARTIKEL I

Für die Anwendung des vorliegenden Abkom-
mens und seines Anhangs, wenn nicht der Zu-
sammenhang etwas anderes erfordert:

a) bedeutet der Ausdruck „die Konvention"
das am 7. Dezember 1944 in Chicago zur
Unterzeichnung aufgelegte Abkommen
über die Internationale Zivilluftfahrt und
schließt alle gemäß Artikel 90 dieser Kon-
vention angenommenen Anhänge und alle
Änderungen der Anhänge und der Konven-
tion gemäß deren Artikel 90 und 94 ein,
insoweit als diese Anhänge und Änderun-
gen von beiden Vertragschließenden Teilen
angenommen worden sind;

b) bedeutet der Ausdruck „Luftfahrtbehör-
den" im Falle der Republik Österreich das
Bundesministerium für Verkehr und jede
andere Behörde, die zur Ausübung der
gegenwärtig vom Bundesministerium für
Verkehr ausgeübten Funktion ermächtigt
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ist und im Falle der Sozialistischen Repu-
blik der Burmesischen Union die Zivilluft-
fahrtbehörde im Transport- und Verkehrs-
ministerium oder jede Person oder Be-
hörde, die zur Ausübung der gegenwärtig
vom Transport- und Verkehrsministerium
ausgeübten Funktionen ermächtigt ist;

c) bedeutet der Ausdruck „namhaft gemachtes
Fluglinienunternehmen" ein von einem
Vertragschließenden Teil durch schriftliche
Mitteilung dem anderen Vertragschließen-
den Teil gemäß Artikel III dieses Abkom-
mens namhaft gemachtes Fluglinienunter-
nehmen für den Betrieb auf den in der
Mitteilung festgelegten Flugstrecken;

d) bedeutet der Ausdruck „Hoheitsgebiet" in
bezug auf einen Staat die Landgebiete und
die daran anschließenden Hoheitsgewässer,
die unter der Souveränität, Suzeränität,
dem Schutz oder der Treuhandschaft dieses
Staates stehen;

e) haben die Ausdrücke „Fluglinien", „inter-
nationale Fluglinien", „Fluglinienunterneh-
men" und „nicht gewerbliche Landung" die
in Artikel 96 der Konvention festgelegte
Bedeutung;

f) bedeutet der Ausdruck „Beförderungsan-
gebot" in bezug auf ein Luftfahrzeug die
auf einer Flugstrecke oder einem Strecken-
abschnitt verfügbare Nutzlast dieses Luft-
fahrzeuges;

g) bedeutet der Ausdruck „Beförderungsan-
gebot" in bezug auf eine vereinbarte Flug-
linie das Beförderungsangebot des auf dieser
Fluglinie eingesetzten Luftfahrzeuges,
multipliziert mit der von diesem Luftfahr-
zeug innerhalb eines gegebenen Zeitraumes
und auf einer gegebenen Flugstrecke oder
einem Streckenabschnitt betriebenen Fre-
quenz.

ARTIKEL II

(1) Jeder Vertragschließende Teil gewährt dem
anderen Vertragschließenden Teil die in diesem
Abkommen angeführten Rechte zum Zwecke der
Errichtung internationaler Fluglinien auf den im
Anhang zu diesem Abkommen festgelegten Flug-
strecken, der einen Bestandteil des vorliegenden
Abkommens bildet. In der Folge werden diese
Fluglinien und Flugstrecken „die vereinbarten
Fluglinien" bzw. „die festgelegten Flugstrecken"
genannt.

(2) Vorbehaltlich der Bestimmungen dieses Ab-
kommens genießt das von jedem Vertrag-
schließenden Teil namhaft gemachte Fluglinien-
unternehmen beim Betrieb der vereinbarten
Fluglinien auf den festgelegten Flugstrecken die
folgenden Rechte:
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a) das Hoheitsgebiet des anderen Vertrag-
schließenden Teiles ohne Landung zu über-
fliegen;

b) im genannten Hoheitsgebiet Landungen
zu nicht gewerblichen Zwecken durchzu-
führen; und

c) im genannten Hoheitsgebiet an den im
angeschlossenen Anhang für diese Flug-
strecke festgelegten Punkten zu landen, um
im Rahmen des internationalen Verkehrs
Fluggäste, Fracht und Post abzusetzen und
aufzunehmen.

(3) Keine Bestimmung des Absatzes 2 dieses
Artikels ist so auszulegen, daß dem Fluglinien-
Unternehmen eines Vertragschließenden Teiles
das Recht gewährt wird, im Hoheitsgebiet des
anderen Vertragschließenden Teiles Fluggäste,
Fracht oder Post, deren Bestimmungsort im
Hoheitsgebiet dieses anderen Vertragschließenden
Teiles liegt, zur entgeltlichen Beförderung aufzu-
nehmen.

ARTIKEL III

(1) Jeder Vertragschließende Teil hat das Recht,
dem anderen Vertragschließenden Teil ein Flug-
linienunternehmen für den Betrieb der verein-
barten Fluglinien auf den festgelegten Flug-
strecken schriftlich namhaft zu machen.

(2) Nach Erhalt der Namhaftmachung erteilt
der andere Vertragschließende Teil, vorbehaltlich
der Bestimmungen der Absätze 3 und 4 dieses
Artikels, dem namhaft gemachten Fluglinien-
unternehmen unverzüglich die entsprechende
Betriebsbewilligung.

(3) Die Luftfahrtbehörden eines Vertrag-
schließenden Teiles können von dem durch den
anderen Vertragschließenden Teil namhaft ge-
machten Fluglinienunternehmen den Nachweis
verlangen, daß es in der Lage ist, die von den
Gesetzen und Vorschriften vorgeschriebenen Be-
dingungen zu erfüllen, die von diesen Behörden
normaler- und billigerweise auf den Betrieb inter-
nationaler Fluglinien angewendet werden.

(4) a) Jeder Vertragschließende Teil hat das
Recht, die Annahme der Namhaft-
machung des Fluglinienunternehmens zu
verweigern oder die Betriebsbewilligung
zu widerrufen oder die Ausübung der
in Artikel II dieses Abkommens ange-
führten Rechte durch ein von dem
anderen Vertragschließenden Teil nam-
haft gemachtes Fluglinienunternehmen
aufzuheben oder die von ihm für die
Ausübung dieser Rechte erforderlich er-
achteten Bedingungen aufzuerlegen:

i) Wenn ihm nicht nachgewiesen wird,
daß ein wesentlicher Teil des Eigen-
tums und die tatsächliche Kontrolle
dieses Fluglinienunternehmens bei
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dem Vertragschließenden Teil, der
das Fluglinienunternehmen namhaft
gemacht hat, oder seinen Staatsange-
hörigen liegen, oder

ii) wenn dieses Fluglinienunternehmen
es unterläßt, die Gesetze oder Vor-
schriften des Vertragschließenden
Teiles, der diese Rechte gewährt, zu
befolgen; oder

in) wenn das Fluglinienunternehmen es
in anderer Weise unterläßt, die Be-
stimmungen dieses Abkommens zu
befolgen.

b) Falls nicht ein sofortiger Widerruf, eine
sofortige Untersagung oder eine sofortige
Auferlegung der in Abs. 4 a dieses Arti-
kels erwähnten Bedingungen erforderlich
ist, um weitere Verstöße gegen Gesetze
oder Vorschriften zu. verhindern, wird
dieses Recht erst nach Beratung mit dem
anderen Vertragschließenden Teil ausge-
übt. In diesem Falle haben die Beratun-
gen innerhalb von 60 Tagen, nachdem
einer der beiden Vertragschließenden
Teile um diese Beratung ersucht hat, zu
beginnen.

c) Werden von einem Vertragschließenden
Teil Maßnahmen gemäß diesem Artikel
durchgeführt, bleiben die Rechte des
anderen Vertragschließenden Teiles nach
Art. XIV unberührt.

(5) Das so namhaft gemachte und zugelassene
Fluglinienunternehmen kann jederzeit nach Er-
füllung der Bestimmungen der Absätze 1 und 2
dieses Artikels den Betrieb der vereinbarten
Fluglinien aufnehmen, vorausgesetzt, daß eine
Fluglinie nicht betrieben ward, wenn nicht ein
gemäß den Bestimmungen des Artikels V dieses
Abkommens erstellter Tarif in bezug auf diese
Fluglinie in Kraft ist.

ARTIKEL IV

(1) Dem Fluglinienunternehmen beider Ver-
tragschließender Teile ist in gerechter und gleicher
Weise Gelegenheit zum Betrieb der vereinbarten
Fluglinien auf den festgelegten Flugstrecken zwi-
schen ihren Hoheitsgebieten zu geben.

(2) Beim Betrieb der vereinbarten Fluglinien
hat das Fluglinienunternehmen jedes Vertrag-
schließenden Teiles die Interessen des Fluglinien-
unternehmens des anderen Vertragschließenden
Teiles zu berücksichtigen, um die Fluglinien, die
das letztere auf den gleichen Strecken oder einem
Teil derselben errichtet hat, nicht ungebührlich
zu beeinträchtigen.

(3) Die vereinbarten Fluglinien, die von den
namhaft gemachten Fluglinienunternehmen der
Vertragschließenden Teile bereitgestellt werden,
haben in enger Beziehung zur Verkehrsnachfrage
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der Öffentlichkeit auf den festgelegten Flug-
strecken zu stehen und haben den Hauptzweck,
bei angemessener Ausnützung ein der jeweiligen
und normalerweise voraussehbaren Nachfrage
nach Beförderung von Fluggästen, Fracht und
Post aus dem Hoheitsgebiet oder nach dem
Hoheitsgebiet des Vertragschließenden Teiles, der
das Fluglinienunternehmen namhaft gemacht hat,
entsprechendes Beförderungsangebot bereitzustel-
len. Vorsorge für die Beförderung von Flug-
gästen, Fracht und Post, die an Punkten auf den
festgelegten Flugstrecken in den Hoheitsgebieten
anderer Staaten als des das Fluglinienunterneh-
men namhaft machenden Staates aufgenommen
oder abgesetzt werden, ist nach den allgemeinen
Grundsätzen zu treffen, daß sich das Beförde-
rungsangebot zu richten hat nach:

a) der Verkehrsnachfrage zwischen dem Ur-
sprungs- und dem Bestimmungsland;

b) der Verkehrsnachfrage des Gebietes, das
das Fluglinienunternehmen durchfliegt,
unter Berücksichtigung anderer Verkehrs-
linien, die von Fluglinienunternehmen der
in diesem Gebiet gelegenen Staaten er-
richtet wurden; und

c) den Erfordernissen und der Wirtschaftlich-
keit des Flugliniendurchgangsverkehrs.

(4) Das Beförderungsangebot, das am Anfang
bereitgestellt werden soll, ist von den Luftfahrt-
behörden beider Vertragschließender Teile abzu-
sprechen, bevor die vereinbarten Fluglinien in
Betrieb genommen werden. In der Folge ist das
Beförderungsangebot, das bereitgestellt werden
soll, von Zeit zu Zeit von den Luftfahrtbehörden
beider Vertragschließender Teile zu erörtern. Das
anfangs abgesprochene Beförderungsangebot und
die in der Folge abgesprochenen Änderungen des
Beförderungsangebotes sind durch diplomatischen
Notenwechsel zu bestätigen.

ARTIKEL V

(1) Die auf den vereinbarten Fluglinien anzu-
wendenden Tarife sind in angemessener Höhe
unter gebührender Berücksichtigung aller erheb-
lichen Faktoren, einschließlich der Betriebskosten,
eines angemessenen Gewinnes, der gebotenen
Leistungen (wie Geschwindigkeit und Bequem-
lichkeit) sowie der Tarife anderer, die gleiche
oder einen Teil der gleichen festgelegten Flug-
strecke betreibenden Fluglinienunternehmen fest-
zusetzen. Diese Tarife werden gemäß den nach-
stehenden Bestimmungen dieses Artikels fest-
gesetzt.

(2) Die im Absatz 1 dieses Artikels genannten
Tarife und die in diesem Zusammenhang ange-
wendeten Agenturprovisionssätze sind für jede
festgelegte Flugstrecke von den beteiligten nam-
haft gemachten Fluglinienunternehmen unter Be-
rücksichtigung der Tarife anderer Fluglinien-
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unternehmen, welche dieselbe Strecke zur Gänze
oder zum Teil oder ähnliche Flugstrecken be-
fliegen, zu vereinbaren. Die so vereinbarten
Tarife bedürfen der Genehmigung der Luftfahrt-
behörden beider Vertragschließender Teile.

(3) Können sich die namhaft gemachten Flug-
linienunternehmen nicht auf einen dieser Tarife
einigen, oder kann aus einem anderen Grunde
ein Tarif gemäß den Bestimmungen des Ab-
satzes 2 dieses Artikels nicht vereinbart werden,
so werden die Luftfahrtbehörden der Vertrag-
schließenden Teile versuchen, den Tarif durch
eine beiderseitige Vereinbarung festzusetzen.

(4) Können sich die Luftfahrtbehörden über
die Genehmigung eines ihnen gemäß Absatz 2
dieses Artikels vorgelegten Tarifes oder über die
Festsetzung eines Tarifes gemäß Absatz 3 nicht
einigen, ist die Meinungsverschiedenheit nach den
Bestimmungen des Artikels XIV dieses Abkom-
mens beizulegen.

(5) Mit Ausnahme jener Tarife, die unter die
Bestimmungen des Absatzes 3 des Artikels XIV
dieses Abkommens fallen, kann kein Tarif ohne
die Genehmigung der Luftfahrtbehörden der
beiden Vertragschließenden Teile in Kraft treten.

(6) Sobald Tarife gemäß den Bestimmungen
dieses Artikels festgesetzt worden sind, bleiben
sie solange in Kraft, bis neue Tarife gemäß den
Bestimmungen dieses Artikels festgesetzt worden
sind.

ARTIKEL VI

(1) Vorbehaltlich der Gesetze und Vorschrif-
ten des anderen Vertragschließenden Teiles hat
das namhaft gemachte Fluglinienunternehmen
jedes Vertragschließenden Teiles die gleiche Mög-
lichkeit, das technische und kaufmännische Per-
sonal für den Betrieb der vereinbarten Fluglinien
auf den festgelegten Flugstrecken zu beschäftigen
und im Hoheitsgebiet des anderen Vertrag-
schließenden Teiles Büros einzurichten und zu
betreiben.

(2) Das namhaft gemachte Fluglinienunterneh-
men jedes Vertragschließenden Teiles hat ferner
die gleiche Möglichkeit, jede Art von Beförde-
rungsdokumenten auszustellen und im Hoheits-
gebiet des anderen Vertragschließenden Teiles
Werbung zu betreiben und Umsätze zu tätigen.

ARTIKEL VII

Jeder Vertragschließende Teil gewährt dem
namhaft gemachten Fluglinienunternehmen des
anderen Vertragschließenden Teiles das Recht,
den von diesem Fluglinienunternehmen im
Hoheitsgebiet des ersten Vertragschließenden
Teiles im Zusammenhang mit der Beförderung
von Fluggästen, Fluggepäck, Fracht und Post er-
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zielten Überschuß der Einnahmen über die Aus-
gaben gemäß den geltenden Devisenvorschriften,
falls vorhanden, zum offiziellen Wechselkurs zu
überweisen.

ARTIKEL VIII

(1) Kraftstoffe, Schmieröle, Ersatzteile, die üb-
liche Luftfahrzeugausrüstung und Bordvorräte
(einschließlich Nahrungsmittel, Getränke und
Tabak), die von einem Vertragschließenden Teil
oder seinem namhaft gemachten Fluglinienunter-
nehmen oder für sie in das Hoheitsgebiet des
anderen Vertragschließenden Teiles eingeführt
oder in diesem Gebiet an Bord genommen wer-
den und ausschließlich zum Gebrauch durch oder
in Luftfahrzeugen dieses Fluglinienunternehmens
bestimmt sind, dürfen vom letzteren Vertrag-
schließenden Teil hinsichtlich Zölle, Unter-
suchungsgebühren und ähnlicher nationaler oder
örtlicher Abgaben nicht ungünstiger behandelt
werden, als sein nationales Fluglinienunter-
nehmen, das internationale Fluglinien betreibt.

(2) Luftfahrzeuge, die von dem namhaft ge-
machten Fluglinienunternehmen eines der Ver-
tragschließenden Teile auf internationalen Flug-
linien betrieben werden, ebenso wie Kraftstoff-
vorräte, Schmieröle, Ersatzteile, die gewöhnliche
Ausrüstung und Bordvorräte (einschließlich
Nahrungsmittel, Getränke und Tabak), die an
Bord eines Luftfahrzeuges des namhaft gemachten
Fluglinienunternehmens eines Vertragschließen-
den Teiles verbleiben, sind im Hoheitsgebiet des
anderen Vertragschließenden Teiles von Zöllen,
Untersuchungsgebühren und ähnlichen Abgaben
befreit, selbst wenn diese Vorräte in dem Luft-
fahrzeug auf Flügen über diesem Hoheitsgebiet
verbraucht werden. Die derart befreiten Waren
und Artikel dürfen nur mit Zustimmung der
Zollbehörden des anderen Vertragschließenden
Teiles ausgeladen werden. Die Waren und Arti-
kel, die wieder ausgeführt werden sollen, sind
bis zu ihrer Wiederausfuhr unter Zollaufsicht in
Verschluß zu halten.

(3) Die Abgaben, die einer der Vertrag-
schließenden Teile von namhaft gemachten Flug-
linienunternehmen des anderen Vertragschließen-
den Teiles für die Benützung von Flughäfen und
anderer Einrichtungen unter seiner Kontrolle ein-
hebt oder deren Einhebung er zuläßt, dürfen
nicht höher sein als jene, die von dem nationalen
Fluglinienunternehmen des Vertragschließenden
Teiles, das ähnliche internationale Fluglinien be-
treibt, für die Benützung dieser Flughäfen und
Einrichtungen bezahlt werden.

ARTIKEL IX

(1) Die Gesetze und Vorschriften des einen
Vertragschließenden Teiles, die den Einflug oder
den Ausflug in oder aus seinem Hoheitsgebiet
durch Luftfahrzeuge, die im internationalen
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Flugverkehr eingesetzt sind oder den Betrieb und
die Navigation solcher Luftfahrzeuge während
des Aufenthaltes innerhalb eines Hoheitsgebietes
betreffen, werden auf Luftfahrzeuge des vom
anderen Vertragschließenden Teil namhaft ge-
machten Fluglinienunternehmens angewendet
und sind von diesem Luftfahrzeug beim Einflug
in oder Abflug aus oder während ihres Aufent-
haltes innerhalb des Hoheitsgebietes des ersten
Vertragschließenden Teiles zu befolgen.

(2) Die Gesetze und Vorschriften des einen
Vertragschließenden Teiles, betreffend den Ein-
oder Ausflug von Fluggästen, Besatzungen und
Fracht in bzw. aus seinem Hoheitsgebiet, wie
Vorschriften betreffend Einreise, Abfertigung,
Einwanderung, Pässe, Zollbehandlung, Geldwäh-
rung, Gesundheit und Quarantäne sind auf die
Fluggäste, Besatzungen und Fracht anzuwenden,
die auf dem Hoheitsgebiet jenes Vertrag-
schließenden Teiles in einem Luftfahrzeug des
vom anderen Vertragschließenden Teil namhaft
gemachten Fluglinienunternehmens ankommen
oder daraus abreisen.

(3) Fluggäste, Fluggepäck und Fracht im direk-
ten Durchflug durch das Hoheitsgebiet des
anderen Vertragschließenden Teiles, die das Ge-
biet des für einen solchen Zweck vorgesehenen
Flughafens nicht verlassen, dürfen nur einer sehr
vereinfachten Kontrolle unterzogen werden.
Fluggepäck und Fracht im direkten Durchflug
sind von Zöllen und anderen ähnlichen Abgaben
befreit.

ARTIKEL X

Die Luftfahrtbehörde jedes der beiden Vertrag-
schließenden Teile wird ihr namhaft gemachtes
Fluglinienunternehmen veranlassen, auf Wunsch
der Luftfahrtbehörde des anderen Vertragschlie-
ßenden Teiles zu übermitteln:

i) jene Verkehrsstatistiken, die für eine Über-
prüfung der Frequenzen und des Beförde-
rungsangebotes der vereinbarten Flug-
linienunternehmen geeignet sind, und

ii) jene billigerweise zu verlangenden periodi-
schen Unterlagen, die auf den von ihrem
namhaft gemachten Fluglinienunternehmen
auf Fluglinien durchgeführten Verkehr
nach, von, oder durch die Hoheitsgebiete
des anderen Vertragschließenden Teiles Be-
zug haben, einschließlich der Information
über Herkunft und Bestimmung dieses Ver-
kehrs.

ARTIKEL XI

(1) Zwischen den Luftfahrtbehörden der Ver-
tragschließenden Teile haben regelmäßig und
häufig Beratungen zu dem Zwecke stattzufinden,
eine enge Zusammenarbeit in allen Angelegen-
heiten, die im Zusammenhang mit der Erfüllung
dieses Abkommens stehen, zu gewährleisten.
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(2) Ersuchen zur Aufnahme von Beratungen
zwischen den Luftfahrtbehörden können jeder-
zeit von einem der Vertragschließenden Teile
eingebracht werden. Die Beratung hat innerhalb
einer Frist von 60 Tagen zu beginnen, gerechnet
vom Erhalt des Ersuchens eines Vertragschließen-
den Teiles durch den anderen Vertragschließen-
den Teil, das den Gegenstand oder die Gegen-
stände enthalten soll, derentwegen die Beratung
verlangt wird.

ARTIKEL XII

Jeder der Vertragschließenden Teile kann zu
jeder Zeit um Beratung mit dem anderen Ver-
tragschließenden Teil zum Zwecke der Abände-
rung dieses Abkommens ersuchen. Diese Beratung
hat innerhalb eines Zeitraumes von 60 Tagen,
gerechnet vom Zeitpunkt des Erhaltes eines der-
artigen Ersuchens, zu beginnen. Wenn die Ab-
änderung sich nur auf den Anhang bezieht, hat
die Beratung zwischen den Luftfahrtbehörden
beider Vertragschließenden Teile zu erfolgen.
Wenn sich diese Behörden auf einen neuen oder
geänderten Anhang einigen, treten die verein-
barten diesbezüglichen Abänderungen 60 Tage
nach dem Zeitpunkt ihrer Bestätigung durch
diplomatischen Notenwechsel in Kraft.

ARTIKEL XIII

Im Falle des Abschlusses eines allgemeinen
multilateralen Abkommens betreffend den Luft-
verkehr, durch welches beide Vertragschließenden
Teile gebunden werden, ist das vorliegende Ab-
kommen so zu ändern, daß es den Bestimmungen
eines solchen Abkommens entspricht.

ARTIKEL XIV

(1) Wenn zwischen den Vertragschließenden
Teilen über die Auslegung oder Anwendung
dieses Abkommens und seines Anhanges eine
Meinungsverschiedenheit entsteht, haben die
Vertragschließenden Teile zunächst zu versuchen,
diese durch Verhandlungen untereinander beizu-
legen.

(2) Kommen die Vertragschließenden Teile auf
dem Verhandlungsweg zu keiner Einigung, ist
die Meinungsverschiedenheit einem Schiedsgericht
von drei Schiedsrichtern zur Entscheidung vor-
zulegen, wobei je ein Schiedsrichter von jedem
Vertragschließenden Teil namhaft zu machen und
der dritte von den zwei so gewählten Schieds-
richtern einvernehmlich zu bestimmen ist, vor-
ausgesetzt, daß dieser dritte Schiedsrichter kein
Staatsangehöriger eines der beiden Vertragschlie-
ßenden Teile ist. Jeder der Vertragschließenden
Teile hat innerhalb von 60 Tagen vom Zeitpunkt
der Übergabe einer diplomatischen Note des
einen Vertragschließenden Teiles an den anderen
Vertragschließenden Teil, in der um eine schieds-
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richterliche Entscheidung über die Meinungsver-
schiedenheit ersucht wird, einen Schiedsrichter
namhaft zu machen, und der dritte Schiedsrichter
ist innerhalb von 30 Tagen nach Ablauf der
60tägigen Frist zu bestimmen. Wenn einer der
beiden Vertragschließenden Teile verabsäumt,
seinen Schiedsrichter namhaft zu machen oder
wenn der dritte Schiedsrichter nicht einvernehm-
lich bestimmt wird, ist die dadurch verursachte
unbesetzte Stelle von Personen einzunehmen, die
der Präsident des Rates der Internationalen
Zivilluftfahrtorganisation auf Ersuchen eines der
Vertragschließenden Teile namhaft macht.

(3) Die Vertragschließenden Teile verpflichten
sich, jede unter Absatz 2 dieses Artikels er-
gangene Entscheidung zu befolgen und jeder die
Hälfte der Kosten des Schiedsgerichtes zu be-
zahlen, sollte dieses nicht anders entscheiden.

(4) Wenn und so lange einer der beiden Ver-
tragschließenden Teile oder das namhaft gemachte
Fluglinienunternehmen eines der beiden Vertrag-
schließenden Teile verabsäumt, die gemäß Ab-
satz 2 dieses Artikels ergangene Entscheidung zu
befolgen, kann der andere Vertragschließende
Teil nach der Lage des Falles alle Rechte oder
Privilegien, die er auf Grund dieses Abkommens
dem in Säumnis befindlichen Vertragschließenden
Teil oder dem von ihm namhaft gemachten Flug-
linienunternehmen oder dem in Säumnis befind-
lichen Fluglinienunternehmen gewährt hat, ein-
schränken, vorenthalten oder widerrufen.

ARTIKEL XV

Jeder der Vertragschließenden Teile kann dem
anderen Vertragschließenden Teil jederzeit seine
Absicht bekanntgeben, dieses Abkommen zu
kündigen. Eine solche Mitteilung ist gleichzeitig
der Internationalen Zivilluftfahrtorganisation
zur Kenntnis zu bringen. Im Falle, daß eine
solche Mitteilung erfolgt ist, läuft dieses Abkom-
men 12 Monate nach dem Zeitpunkt des Empfan-
ges der Kündigungsmitteilung durch den anderen
Vertragschließenden Teil ab, sofern diese Kündi-
gung nicht vor Ablauf dieses Zeitraumes im
Einvernehmen zwischen beiden Vertragschließen-
den Teilen zurückgezogen wird. Wenn der andere
Vertragschließende Teil verabsäumt, den Empfang
zu bestätigen, gilt die Kündigung als 14 Tage
nach ihrem Empfang durch die Internationale
Zivilluftfahrtorganisation eingegangen.

ARTIKEL XVI

Dieses Abkommen und sein Anhang sind bei
der Internationalen Zivilluftfahrtorganisation zu
registrieren.

ARTIKEL XVII

Dieses Abkommen samt Anhang tritt sechzig
Tage nach dem Zeitpunkt seiner Unterzeichnung
in Kraft.
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ZU URKUND DESSEN haben die Unter-
fertigten, von der Österreichischen Bundesregie-
rung bzw. dem Ministerrat der Sozialistischen
Republik der Burmesischen Union ordnungs-
gemäß ermächtigt, dieses Abkommen unter-
zeichnet.

GESCHEHEN zu Rangoon, am 3. Dezember
1976 in zweifacher Urschrift in englischer
Sprache.

Für die Österreichische
Bundesregierung:

Dr. Karl Peterlik
ao. und bev. Botschafter

Für den Ministerrat der
Sozialistischen Republik
der Burmesischen Union:

Oberst Khin Ohn
Stellvertretender Minister für Transport,

und Verkehr
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(Übersetzung)
ANHANG

ÖSTERREICHISCHE FLUGSTRECKEN

Vom namhaft gemachten Fluglinienunternehmen Österreichs in beiden Richtungen zu be-
treibende Fugstrecken.
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BURMESISCHE FLUGSTRECKEN

Vom namhaft gemachten Fluglinienunternehmen der Sozialistischen Republik der Burmesi-
schen Union in beiden Richtungen zu betreibende Flugstrecken.

Das vorstehende Abkommen ist gemäß seinem Artikel XVII am 1. Feber 1977 in Kraft ge-
treten.

Androsch


